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Einladung

zur 3. Sitzung des Ausschusses flr Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und
Liegenschaftsangelegenheiten am

Freitag, 14. Januar 2022, 14.00 Uhr, Rathaus, Ratssaal

Aufgrund der epidemischen Lage kbnnen Ausschussmitglieder nach § 182
Abs. 2 Nr. 3 NKomVG per Videokonferenztechnik an der Sitzung teilnehmen.

Zur Teilnahme an der Sitzung in Prasenz ist es erforderlich, einen Impf- oder
Genesenennachweis vorzulegen (2-G).

Tagesordnung:

l. OFFENTLICHER TEIL

1. Er6éffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemalien Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

2. Genehmigung des Protokolls der 2. Sitzung des AWL am 10.12.2021 -
offentlicher Teil

3. Verlangerung von Mallnahmen des hannoverschen Corona-Stabilitdtspakets
(Zlf)?ucks. Nr. 2809/2021)

4. Bericht des Dezernenten - offentlicher Teil

5. Anfragen und Mitteilungen - 6ffentlicher Teil

Onay

Oberblrgermeister
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Handlungsanweisungen flr politische Gremiensitzungen

Sehr geehrte Teilnehmer*innen von Rats-, Fachausschuss-, Stadtbezirksrats- und
Integrationsbeiratssitzungen,

aufgrund der aktuellen Situation verfolgt die Landeshauptstadt Hannover das Ziel, eine
Ansteckung mit dem Corona Virus mdglichst zu verhindern, um so die Ausweitung der
Erkrankung COVID-19 aktiv einzuddmmen.

Dies ist neben dem ganz persénlichen Schutz jeder einzelnen Person auch deshalb wichtig,
weil es die Basis zur Aufrechterhaltung des o6ffentlichen Lebens insgesamt ist.

Dafir bitten wir Sie um Ihre Unterstitzung!
Bitte halten Sie die notwendigen Hygiene- und Abstandsregelungen ein, die laut Robert

Koch-Institut (RKI) im Rahmen einer Pandemie grundsatzlich fur alle Menschen gelten
(s. auch_www.infektionsschutz.de).

Die Mitglieder der Gremien und Mitarbeitenden der Stadtverwaltung sollen vor einer
Ansteckung im Rahmen der Wahrnehmung ihrer politischen oder dienstlichen Tatigkeiten
geschuitzt werden.

Deshalb werden ab sofort folgende MalRnahmen getroffen:

¢ Die 0. g. Gremien tagen nach den Vorschriften des Kommunalrechts 6éffentlich. Far
die Sitzungen der Integrationsbeirate werden die Vorschriften analog angewendet.
Da auch von den Besucher*innen der Sitzungen einen Mindestabstand von 1,5 m
einzuhalten ist, wird es je nach Gro3e des Zuschauer*innenbereichs zu einer
Beschrankung der Anzahl der Besucher*innen kommen. Diese wird im HCC und im
Rathaus durch eine Einlasskontrolle zentral geregelt. Bei Sitzungen in den
Stadtbezirken ist dies im Rahmen des Hausrechtes durch die Bezirksburger-
meister*innen in Kooperation mit der Stadtbezirksratsbetreuung und den ortlich
Zustandigen der Veranstaltungsorte sicherzustellen.

e Fur jede Sitzung werden im Eingangsbereich Mund-Nasen-Masken zur Verfligung
gestellt. Gema&R der Niedersachsischen Corona-Verordnung ist jede*r Besucher*in
von Veranstaltungen in geschlossenen Raumen verpflichtet, eine Mund-Nasen-
Bedeckung zu tragen.

o Alle Sitzungen finden in ausreichend groRen Raumen statt, so dass jeweils
mindestens 1,5 m Abstand zwischen einzelnen Sitzplatzen der Gremienmitglieder
gewadhrleistet ist.

Daruber hinaus bitten wir Sie um Einhaltung der Gblichen Hygienemafl3nahmen:

e Halten Sie Abstand

¢ Vermeiden Sie das Handegeben

¢ Husten oder Niesen Sie in die Armbeuge, drehen Sie sich dabei von
anderen Personen weg

o Vermeiden Sie Augen, Nase oder Mund zu bertihren

¢ Nutzen Sie Einmaltaschentiicher und entsorgen Sie diese sicher

e Waschen Sie sich nach Personenkontakten, nach der Benutzung von
Sanitareinrichtungen und bei Kontakt mit Gegenstanden oder Materialien, die mit
Viren verunreinigt sein kdnnen, grindlich die Hande

Vielen Dank fur lhre Mitwirkung!
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PROTOKOLL

3. Sitzung des Ausschusses flr Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und
Liegenschaftsangelegenheiten am Freitag, 14. Januar 2022,

Rathaus, Ratssaal

Beginn 14.00 Uhr
Ende 15.23 Uhr

- Die Sitzung fand in hybrider Form statt -

Datum 19.01.2022

Anwesend:

(verhindert waren)

Ratsherr Hellmann (CDU)

(Ratsherr Homann) (SPD)

Ratsherr Albrecht (CDU)

Ratsfrau Engelhardt (Bundnis 90/Die Grinen)
Ratsfrau Iri (SPD)

Ratsherr Jeng (CDU)

Ratsfrau Kaczmarek (Bundnis 90/Die Grinen)
Ratsfrau Kleindienst (SPD)

Ratsherr Dr. Menge (SPD)

Ratsherr Rosenzweig (Bundnis 90/Die Grlnen)
Ratsherr Spiegelhauer (SPD)

Ratsherr Steiner (Bundnis 90/Die Grlnen)
Beratende Mitglieder:

(Herr Karst)

Frau Keller

Herr Kues

Grundmandat:

Ratsherr Doring (FDP)

Ratsherr Keller (AfD)

Ratsherr Machentanz (DIE LINKE.)

Ratsfrau Zahl (Die PARTEI & Volt)
Verwaltung:

Stadtrat Prof. Dr.-Ing. Baumann (Dez. I)

Frau Rolfes (Dez. V)

Frau de Cassan (OE 23)

Herr Peters (OE 23.1)

Herr Suhr (OE 23.0)

Herr Schikowski (OE 23.03)

Frau Zingsheim (OE 23.3)

Herr Flohr (OE 23.4)

per Videokonferenz
per Videokonferenz

per Videokonferenz /
fur RH Homann

per Videokonferenz

per Videokonferenz

per Videokonferenz

per Videokonferenz
per Videokonferenz

per Videokonferenz
per Videokonferenz
per Videokonferenz



Herr Kirchberg (OE 23.0 Off)
Herr Bartels (OE 23.022)

Tagesordnung:

l. OFFENTLICHER TEIL

1. Er6éffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemalien Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

2. Genehmigung des Protokolls der 2. Sitzung des AWL am 10.12.2021 -
offentlicher Teil

3. Einwohnerinnen-/Einwohnerfragestunde

4. Verlangerung von Mallnahmen des hannoverschen Corona-Stabilitdtspakets
2.0

(Drucks. Nr. 2809/2021)

4.1. Anderungsantrag zu Drucks. Nr. 2809/2021 (Verlangerung von MalRnahmen
des hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0)
(Drucks. Nr. 0080/2022)

4.2. Anderungsantrag der CDU-Fraktion gemaR § 12 der Geschéaftsordnung des
Rates der Landeshauptstadt Hannover zu Drucks. Nr. 2809/2021
(Verlangerung von Malinahmen des hannoverschen Corona-Stabilitatspakets
2.0)

(Drucks. Nr. 0114/2022)

5. Bericht des Dezernenten - 6ffentlicher Teil

6. Anfragen und Mitteilungen - 6ffentlicher Teil

. OFFENTLICHER TEIL

TOP 1.
Eroffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemafen Einberufung und
Beschlussfahigkeit sowie Feststellung der Tagesordnung

Vorsitzender Ratsherr Hellmann eréffnete die Sitzung, begrifite die Anwesenden und
stellte die ordnungsgemalie Ladung sowie die Beschlussfahigkeit fest.

Eine Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde, Uber die Vorsitzender Ratsherr Hellmann
die Ausschussmitglieder bereits im Vorfeld informiert hatte, wurde einstimmig auf die
Tagesordnung genommen.

TOP 2.
Genehmigung des Protokolls der 2. Sitzung des AWL am 10.12.2021 - 6ffentlicher Teil

Ohne Aussprache einstimmig genehmigt.



TOP 3.
Einwohnerinnen-/Einwohnerfragestunde

Vorsitzender Ratsherr Hellmann verlas hinsichtlich der Durchfihrung der
Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde Ausziige aus § 36 der Geschaftsordnung des
Rates.

Es werde betont, dass die Fragen an die Verwaltung gerichtet wirden und die Politik sich
Ublicherweise nicht beteilige.

Das Wort werde zunachst an Frau Schindler Ubergeben, die sich als Gastronomin aus
Hannover vorstellte und erklarte, dass die durch Corona ausgeléste gastronomische Krise
erst noch bevorstehe und es ohne die Uberbriickungshilfen viel schlechter aussahe.
Insbesondere inhabergeflihrte gastronomische Betriebe hatten schon vor der Krise
schwierige Bedingungen gehabt, wirtschaftlich arbeiten zu kénnen, was unter anderem an
den vielen Auflagen von Stadt und Verwaltung liege.

Es werde um die Beantwortung folgender Fragen gebeten:

- Gibt es stadtischerseits den Willen, flir gastronomische Betriebe die teils rigiden
Vorschriften und Vorgaben flexibler zu gestalten?

- Gibt es die Mdglichkeit notwendiger Anpassungen der Offnungszeiten auf 23 Uhr?
Ansonsten befinden sich die Gastronominnen und Gastronomen ab 21 Uhr bereits im
Bereich des Verbotenen, wenn Gaste draullen bewirtet werden, was pandemiebedingt die
Regel ist.

- Kénnen Sie uns einen Ansprechpartner nennen, der Gastronominnen und Gastronomen
bei der Realisierung alternativer Ausbildungsprogramme, die in den letzten Monaten
entwickelt worden sind, unterstiitzt?

Prof. Dr.-Ing. Baumann erwiderte, dass sich die Verwaltung wahrend der Pandemie im
Hinblick auf die Vorschriften, auch mit Unterstitzung der Politik, sehr flexibel gezeigt habe.
Zu nennen seien hier die Regelungen bei Aullenaufbauten oder die Gestaltungslésungen
beim Weihnachtsmarkt. Auf der anderen Seite gebe es aber auch Vorschriften, an die die
Verwaltung gebunden sei und bei denen die Flexibilitat ende.

Es werde angeboten, der Verwaltung die konkreten Punkte per Mail zu benennen, damit
gepruft werden konne, welche Verordnungen in die Zustandigkeit der Stadt fielen und
welche andere Verordnungsgebende betrafen, zu denen dann der Kontakt hergestellt
werden koénne.

Die Frage der Anpassung der Offnungszeiten werde an Frau de Cassan weitergegeben,
die wiederum an Herrn Flohr verwies.

Herr Flohr fiihrte aus, dass sich die Offnungszeiten nach dem Gaststattengesetz richteten.
Das alte Gesetz habe die Offnungszeiten fiir AuRenflachen verbindlich vorgegeben, nach
dem neuen Gesetz gehe es nur noch um Larmschutzbelange, was bedeute, dass der
Larmpegel nach der Larmschutzverordnung um 22.00 Uhr nach unten gefahren werden
musse.



Es gebe bei der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis fiir Tische und Stihle keine
abendzeitliche Begrenzung, da an dieser Stelle nur das Larmschutzgesetz zu beachten sei,
das 22.00 Uhr vorgebe.

Prof. Dr.-ing. Baumann bezog sich auf die Frage zu neu entwickelten
Ausbildungskonzepten und betonte, dass fir die Etablierung eines neuen
Berufsausbildungsbildes im Wesentlichen die IHK und die Handwerkskammer zustandig
seien. Daruber hinaus bilde aber auch die Stadt im Bereich Gastronomie aus — auch Uber
Bedarf, was bedeute, dass ausgebildetes Personal auch in der privaten Gastronomie tatig
werden kénne. Zu diesem Thema kdnne ebenfalls gerne Kontakt aufgenommen und ins
Detail gegangen werden.

Im Anschluss stellte Frau Leach, Inhaberin der Unschlagbar in Hannover, folgende Fragen:

- Wird die Freistellung der Gebuhren flir die Au3engastronomie bis Ende des Jahres
verlangert?

- Gibt es eine Ansprechpartnerin/einen Ansprechpartner fiir die Gastronomie bzw. kann ein
Newsletter ins Intranet eingearbeitet werden, der aktuelle Themen und Verordnungen
beinhaltet und auffuhrt, was die Gastronominnen und Gastronomen, aber auch die Gaste zu
beachten haben? Hier wird auch auf das Thema Nachtblrgermeisterin/-blrgermeister
Bezug genommen.

- Gibt es Ideen, das Stadtbild wieder attraktiv wirken zu lassen bzw. Bereitschaft, bei
Projekten oder Veranstaltungen zu unterstiitzen und mit der Gastronomie
zusammenzuarbeiten?

- Wird es weitere Hilfen von der Stadt Hannover .fijr Gastronominnen/Gastronomen,
Solo-Selbststandige und Personen, die aus der Uberbriickungshilfe hinausfallen, z.B.
Neugrinderinnen/-griinder, geben?

Prof. Dr.-Ing. Baumann antwortete, dass es zur ersten Frage einen entsprechenden
Tagesordnungspunkt im weiteren Verlauf der Sitzung gebe, der live verfolgt werden kdnne.

Zur zweiten Frage und dem Bereich Nachtblrgermeisterin/-meister habe es im letzten Jahr
eine Anhérung gegeben und das Thema sei bereits in der
Dezernentinnen-/Dezernentenrunde der Stadt diskutiert worden. Es durfe nicht die
Erwartung aufkommen, eine Art Sheriff zu installieren, der fir Ordnung sorge. Vielmehr
gehe es um eine Ansprechpartnerin/einen Ansprechpartner, die/der eine Schnittstelle zur
Stadt bilde und bei Bedarf auch Informationen, beispielsweise in Form eines Newsletters,
zur Verfligung stelle.

Dazu werde unter der Leitung des Kulturdezernates ein Konzept entwickelt, das
anschlieBend in der Dezernentinnen-/Dezernentenkonferenz vorgestellt werde und
gegebenenfalls Arbeitsauftrage nach sich ziehe. Zum Zeitplan kénne derzeit keine konkrete
Angabe gemacht werden.

Zum Punkt der Attraktivitatssteigerung sei zu sagen, dass der personliche Eindruck nicht so
negativ sei, die Berichterstattung in Teilen aber durchaus ein schlechtes Bild vermittle, was
madglicherweise auch die Sehnsucht widerspiegele, die Gastronomie so bald wie moéglich
normal nutzen zu konnen, da sie ein wesentliches Element von Lebensfreude und
Attraktivitat einer Stadtgesellschaft darstelle.



Frau Leach hob hervor, dass die Branche ein Personalproblem habe, der Job aber trotz
vieler Arbeitsstunden oftmals Spal bereite, Kreativitdt erzeuge und das auch vermittelt
werden musse. Leider wirden solche Aspekte viel zu oft von negativen Nachrichten
Uberdeckt, dem entgegengewirkt werden misse, da viele Gastronominnen und
Gastronomen ihre Arbeit und die Stadt liebten.

Prof. Dr.-Ing. Baumann bezeichnete die Aussagen als sehr hilfreich und hielt es fur
wichtig, den Nachwuchs im Blick zu behalten und die positiven Aspekte hervorzuheben. Es
sei zu hoffen, dass beziiglich Corona die endemische Phase zeitnah einsetze und die
Gastronomie wieder durchstarten kénne. Es werde ein Dialog mit den Kolleginnen und
Kollegen aus dem Bereich Wirtschaft angeregt, fir den mit Sicherheit auch Frau Ritschel
als zukinftige Dezernentin zur Verfligung stehen werde.

Eine angeschlagene Gastronomie fihre zur mangelnden Attraktivitat einer Stadt und es
musse verhindert werden, dass am Ende nur wenige Gastronomiebetriebe Ubrigblieben, die
dann Uberlaufen waren und mit Personalmangel zu kdmpfen hatten.

Zur Frage stadtischer Hilfen werde das Wort an Frau de Cassan gegeben, die ausfuhrte,
dass die im vorletzten Jahr aufgelegte Corona-Soforthilfe ein einmaliger Kraftakt gewesen
sei, der kein zweites Mal gestemmt werden kdénne. Die Hilfe sei damals vor dem
Hintergrund entstanden, dass das System der staatlichen Hilfen von Bund und Landern
muihsam in Gang gekommen sei. Mittlerweile gebe es viele verschiedene Programme, die
auch Licken aufwiesen, was aber aufgrund der Haushaltslage von der Stadt nicht
kompensiert werden kénne.

Prof. Dr.-Ing. Baumann erganzte, dass die Gesprachsangebote offen formuliert seien und
es seitens der Stadt fur Dialog, Konzeption und Unterstitzung viele offene Ohren gebe,
finanzielle Hilfen aus dem stadtischen Haushalt die Leistungsfahigkeit der Stadt Hannover
aber Ubersteigen wirden.

Als laufendes Projekt, das auch Gastronomie und Handel einbeziehe, sei der
Innenstadtdialog zu nennen, zu dem es bereits einige Termine gegeben habe und wo sich
auch zukunftig in diversen Foren und Formaten eingebracht werden kénne.

Herr Kues regte an, bei der Fulle der Programme und unterschiedlichen Richtlinien eine
feste  Ansprechpartnerin/einen festen Ansprechpartner zu installieren, die/der
Gastronominnen/Gastronomen berate, die Programme aufarbeite und die
Antragstellerinnen/-steller durch den Programmdschungel flihre.

Frau de Cassan konnte den Wunsch angesichts der Komplexitat der Forderprogramme
nachvollziehen, aber die Aufgabe, die Programme so zu gestalten, dass sie fur die
Zielgruppen erflllbar seien, obliege den Hauptférdermittelgebern — in Niedersachsen der
NBank. Da es eine Vielzahl von Branchen gebe, sei eine Betreuung durch eine oder
mehrere Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter der Stadtverwaltung nicht leistbar.

Es konne sich aber dafir eingesetzt werden, dass die Programme von den
Fordermittelgebenden so gestaltet wiirden, dass sie erreichbar, weniger kompliziert und mit
niedrigen Hirden versehen seien.

Vorsitzender Ratsherr Hellmann schloss die Einwohnerinnen-/Einwohnerfragestunde um
14.35 Uhr.

Zur Kenntnis genommen.



TOP 4.
Verlangerung von MaBnahmen des hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0
(Drucks. Nr. 2809/2021)

Ratsherr Spiegelhauer erklarte, dass mit der vorliegenden Drucksache die MalRnahmen
des Corona-Stabilitatspakets fortgeschrieben wirden, was ein Ergebnis der politischen
Initiative sei und von der SPD-Fraktion begrif3t werde.

Es werde in Erinnerung gerufen, dass die Koalition aus Griinen und SPD im Dezember im
Verwaltungsausschuss einen entsprechenden Antrag beschlossen habe, auf dessen Basis
die Verwaltung diese Drucksache beachtlich schnell noch vor Weihnachten vorgelegt habe.
Der Vorschlag, die MalRnahmen vor allen Dingen flir die Gastronomie zu verlangern, sei die
richtige Fokussierung.

Neben dem Veranstaltungswesen, der Hotellerie und vielen anderen Bereichen leide die
Gastronomie besonders unter der Corona-Pandemie. Diesem Bereich misse sich im
Rahmen der haushalterischen Mdéglichkeiten zugewandt werden, da der Verzicht auf die
Sondernutzungsgebihren, aber auch die Méglichkeiten der Gestaltung von AufRenbereichen
und Uberdachungen sehr wichtig seien.

Auf Basis dieses Antrages misse noch einmal deutlich gesagt werden, dass die
Maflnahmen nicht vom Himmel gefallen seien, sondern ein klarer politischer Auftrag der
damaligen Ampelkoalition dahinterstehe. Auch die Verlangerung beruhe auf einem Auftrag
der Koalition an die Verwaltung, hier erneut aktiv zu werden und stadtische
Unterstltzungsleistungen zu erbringen.

Allerdings habe die Vergangenheit gezeigt, dass es in der Pandemie sinnvoll sei, auf Sicht
zu fahren und Uberschaubare Zeitraume im Blick zu behalten. Die Entwicklung bis zum
Jahresende sei schwer einzuschatzen und es bestehe die Hoffnung, ab dem Frihjahr
wieder in ein normales Fahrwasser zu gelangen und dann auch die gastronomischen
Bereiche wieder in gewinschter Form nutzen zu kénnen.

Fir die SPD stelle die Verlangerung fir ein halbes Jahr die richtige Entscheidung dar, wobei
bei negativer Entwicklung der Situation nicht ausgeschlossen werde, eine weitere
Verlangerung zu diskutieren. Somit bedeute eine Ablehnung des CDU-Antrages keine
grundsatzliche Absage an eine Verlangerung bis zum Jahresende, sondern sie sei mit der
Hoffnung verbunden, dass sich die Situation verbessere und das wirtschaftliche Leben
wieder so aufblihe, wie es sich alle wiinschten.

Zum zweiten Antrag sei zu sagen, dass eine Ausdehnung auf den fir die Stadtgesellschaft
wichtigen Kultur- und Sportbereich aus Griinden der derzeitigen Haushaltssituation leider
nicht mdglich sei. Ein Defizit von 150 Mio. € und die noch nicht final absehbaren Folgen der
Pandemie fiihrten dazu, sich auf den Kernbereich Gastronomie fokussieren zu miissen.

Nach Aussage der Verwaltung im letzten Finanzausschuss seien fir den Kultur- und
Sportbereich noch keine Finanz- und Handlungsbedarfe aufgelaufen. Sollte es dazu
Anderungen geben, bestehe im Rahmen der Haushaltsvorgaben und der Verantwortung vor
den Steuerzahlenden aber Gesprachsbereitschaft. Es werde sich gefreut, wenn die heute
vorliegende Drucksache beschlossen werde und damit fir das nachste halbe Jahr und
eventuell auch noch darlber hinaus Unterstlitzung geleistet werden kdnne.



Ratsherr Jeng legte dar, dass die CDU die Verlangerung der MalRnahmen des
hannoverschen Corona-Stabilitdtspaketes selbstverstandlich begrife, aber der Meinung
sei, dieses mit zwei Anderungsantragen konkretisieren zu miissen. Neben der Gastronomie
musse auch der Bereich Kultur und Sport starker unterstlitzt werden, da Sportvereine, aber
auch Organisatoren von Kulturveranstaltungen existenzielle Probleme hatten und durch den
Einsatz von Haushaltsresten und den Verzicht auf Sondernutzungsgebihren entlastet
werden mussten.

Bei dem Verzicht auf die Sondernutzungsgebiihren misse berlcksichtigt werden, dass die
Aulengastronomie in der Regel dann stattfinde, wenn es warm sei und daher misse, auch
um ein Signal an die Gastronominnen und Gastronomen zu senden, fir eine
Planungssicherheit bis zum Jahresende auf die Geblhren verzichtet und das Aufstellen von
Zelten, Pavillons und sonstiger verkehrs- sowie standsicherer Uberdachungen fiir die
Aulengastronomie entsprechend lange gestattet werden.

Der Problematik und der groRen Schwierigkeiten in der Gastronomie misse sich
angenommen werden und sei es auch nur durch einen konstruktiven Anderungsantrag der
anderen Fraktionen, wenn dem der CDU nicht gefolgt werden wolle. Im zweiten
Anderungsantrag sei in Absprache mit der Verwaltung auf einen Satz, der den Verzicht auf
sonstige Gebuhren beinhaltet habe, verzichtet worden, da darunter auch
Abwassergeblhren o0.a. hatten verstanden werden kénnen.

Insgesamt werde darum gebeten, jetzt konstruktiv zu versuchen, die Situation flr
Kulturschaffende, Sportvereine sowie Gastronominnen und Gastronomen zu verbessern.

Ratsherr Machentanz unterstrich, dass die Linke die Malnahmen des
Corona-Stabilitatspaketes von Anfang an unterstitzt habe und der Verwaltung fir die
vorliegende Drucksache gedankt werde. Die Erganzungen der CDU seien aber gut und
notwendig, da die Langzeitfolgen fiir den Kultur- und Sportbereich katastrophal seien und
weitere Hilfe gebraucht werde. Die Gastronomie mache ihr Hauptgeschaft im Sommer und
die wenigen Einnahmen, die es in letzter Zeit gegeben habe, missten in dieser Zeit
wettgemacht werden. Daher sei eine Verlangerung bis zum Ende des Jahres oder
zumindest Ende Oktober sehr wichtig.

Ratsherr Doring bezeichnete es als vernlnftig, mit der vorgelegten Drucksache zunachst
einmal der Gastronomie weitere Planungssicherheit zu geben, wobei die FDP-Fraktion
durchaus Sympathie dafiir habe, den Planungshorizont auf das gesamte Jahr zu erweitern.

Die H6he und Art der Investitionen fir die Gestaltung der Auflengastronomie mit Mobiliar,
Versorgungsanschlissen und Beschattungen seien auch davon abhangig, ob ab dem
01.06.2022 Gebihren gezahlt werden missten und somit gebe es gute Griinde, dem
Anderungsantrag zuzustimmen.

Bei der Erweiterung auf Kunst und Kultur bestehe Skepsis, weil auch die eigene Erfahrung
als Vorsitzender eines Foérdervereins im Kulturbereich gezeigt habe, dass es durchaus
Unterschiede der Lage gebe und fir viele Institutionen keine existenzielle Gefahr bestehe,
da die Sponsorinnen und Sponsoren treu und verstandnisvoll seien.



Auch bei den Sportvereinen werde eine sehr unterschiedliche Schilderung der Lage
wahrgenommen, so dass eine Konzentration auf das Gastgewerbe verninftig erscheine,
weil dort ein dauerhafter Verlust der Strukturen drohe und das Personalproblem — das habe
auch die Einwohnerinnen- und Einwohnerfragestunde gezeigt — erheblich sei. Viele
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hatten die Branche vermutlich dauerhaft verlassen und dies
werde sich auch nach der Pandemie und bei normalem Gastebesuch voraussichtlich nicht
andern. Daher bediirfe es einer Planungssicherheit, was durch die Drucksache im Ansatz
moglich werde, aber noch viel besser erfolgen kénne, wenn dem Anderungsantrag der
Union zugestimmt werde.

Ratsfrau Zahl hielt den Anderungsantrag der CDU fiir zustimmungsfahig, da sich die
Kulturlandschaft ansonsten noch weiter zurlickziehen wirde. Erst klrzlich sei in der
aktuellen Stunde im Rat Uber den schlechten Ruf Hannovers diskutiert worden, der
bestimmt nicht besser werde, wenn dem Kulturbereich Hilfe verwehrt werde. Ein weiterer
Gebluhrenerlass fir die Gastronomie sei selbstverstandlich zu beflrworten.

Frau de Cassan bezog sich auf den Anderungsantrag der CDU und das genannte Volumen
von 540.000,00 € pro Jahr. Es sei nur schwer mdglich, die tatsachliche Summe
entgangener Gebilhren zu beziffern, da es im Bezugsjahr 2019 880.000,00 € gewesen
seien. Diese Summe sei jedoch nicht in jedem Monat gleich hoch angefallen, sondern in
den ersten Monaten kleiner und in der zweiten Jahreshalfte groRer gewesen. In der
Drucksache der Verwaltung sei der Mai 2019 als Bezugsmonat angesetzt worden, was aber
bedeute, dass der Betrag hdher sei als geteilt durch finf x 12 und dadurch deutlich werde,
um welches Volumen es wirklich gehe. Wie bei jedem Gebihrenverzicht werde das Geld im
Haushalt fehlen und dazu fihren, dass gesamtstadtisch weniger geleistet bzw. investiert
werden koénne.

Ratsherr Keller hielt es fir wichtig, den Gastronominnen und Gastronomen eine
Planungssicherheit bis Jahresende zu geben, um die entsprechenden Anschaffungen zu
ermdglichen und das Sommergeschaft verniinftig vorbereiten zu kénnen. Eine Ausdehnung
auf die Sportvereine werde ebenfalls als sinnvoll erachtet, da dies ein Baustein sein kdnne,
den Mitgliederschwund zu kompensieren.

Ratsherr Steiner sprach sich daflr aus, Uber weitere Verlangerungen angesichts der
dramatischen Haushaltslage erst Mitte des Jahres zu entscheiden. Hinsichtlich des Sport-
und Kulturbereichs kénne gesagt werden, dass es zu den von der Verwaltung angefragten
Bedarfen keine Rickmeldungen gegeben und der Finanzausschuss einer Ausweitung
dementsprechend nicht zugestimmt habe. Zunachst sollte auf Sicht gefahren und das
Thema im Zweifelsfall noch einmal Mitte des Jahres betrachtet werden.

Ratsherr Albrecht vertrat die Meinung, dass von der SPD und den Griinen in der heutigen
Diskussion viel heille Luft gekommen sei und es ein Schlag ins Gesicht der
Gastronominnen und Gastronomen sei, eine dringend notwendige Verlangerung des
Geblhrenverzichts bis zum Ende des Jahres zu verweigern.

Des Weiteren sei die Begrindung im Ursprungsantrag zu Sport und Kultur nicht
nachvollziehbar, da nur grof3e Vereine und kulturelle Institutionen gefragt worden seien, die
anscheinend mittlerweile ganz gut Uber die Runden kdmen. Voéllig ausgeklammert worden
seien aber die vielen Menschen, die inzwischen aufgegeben hatten, nach
Fordermoglichkeiten zu suchen und Antrage zu stellen.



Auch bei den Sportvereinen gebe es nicht nur organisatorische Probleme, sondern auch
finanzielle, denen mit Hilfe von Politik und Stadt begegnet werden misse.

Ratsherr Jeng bedankte sich flir die engagierte Diskussion und die Unterstiitzung fur die
Antrage. Auf Sicht zu fahren, sei grundsatzlich richtig, aber im Hinblick auf den Haushalt
misse gesagt werden, dass Uber diesen in den kommenden Jahren immer wieder beraten
werden konne, aber fur viele Gastronominnen und Gastronomen ohne weitere und
langfristigere Hilfe und Planungssicherheit mdglicherweise demnachst nur eine Schlielung
infrage komme.

Fir den Fall, dass die Mehrheitsfraktionen doch noch die Richtigkeit der Anderungsantrage
bemerkten, aber nicht zustimmen konnten, weil sie von der CDU kamen, wirde sich auch
Uber die Stellung entsprechender eigener Antrage gefreut.

Einstimmig beschlossen.

TOP 4.1.

Anderungsantrag zu Drucks. Nr. 2809/2021 (Verlingerung von MaRnahmen des
hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0)

(Drucks. Nr. 0080/2022)

Mit 3 Stimmen dafir, 7 Stimmen dagegen und 1 Enthaltung abgelehnt.

TOP 4.2.

Anderungsantrag der CDU-Fraktion gemiR § 12 der Geschiftsordnung des Rates der
Landeshauptstadt Hannover zu Drucks. Nr. 2809/2021 (Verlangerung von MaBnahmen
des hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0)

(Drucks. Nr. 0114/2022)

Mit 3 Stimmen dafir, 7 Stimmen dagegen und 1 Enthaltung abgelehnt.

TOP 5.

Bericht des Dezernenten - 6ffentlicher Teil

Keine Punkte.

TOP 6.

Anfragen und Mitteilungen - 6ffentlicher Teil

Keine Punkte.

Vorsitzender Ratsherr Hellmann schloss die Sitzung um 15.23 Uhr.

gez. Prof. Dr.-Ing. Baumann gez. Bartels



Beschluss-
Landeshauptstadt Hannover drucksache
In den Ausschuss fir Haushalt, Finanzen,
Rechnungsprifung, Feuerwehr und 6ffentliche Nr.12809/2021
Ordnung
In den Ausschuss flr Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Anzahl der Anlagen |0
Liegenschaftsangelegenheiten 2

uTOP

In den Verwaltungsausschuss

Verlangerung von MaBnahmen des hannoverschen Corona-Stabilitiatspakets 2.0

Antrag,
die Fortsetzung des hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0 in folgenden
Punkten zu beschlieRen:

1. Verzicht auf Sondernutzungsgebiihren
Die Landeshauptstadt Hannover verzichtet auf Sondernutzungsgebuhren fir Tische und
Stihle bis zum 31.05.2022. AuRerdem verzichtet die Landeshauptstadt bei stadtischen
Flachen aulRerhalb des 6ffentlichen StraRenraums, die zum Zwecke der
AuRengastronomie vermietet sind, ebenfalls bis zum 31.05.2022 auf den Mietzins.

2. Gestattung des Aufstellens von Zelten, Pavillons und sonstiger verkehrs- sowie
standsicherer Uberdachungen fiir die AuBengastronomie, sofern die 6ffentliche
Verkehrssicherheit gewahrt bleibt und das aktuelle Infektionsgeschehen dies
erlaubt.

Die LHH lasst das Aufstellen von Zelten, Pavillons und sonstigen verkehrs- sowie
standsichere Uberdachungen fiir die AuBengastronomie in der Landeshauptstadt bis
zum 31.05.2022 zu, sofern die 6ffentliche Verkehrssicherheit gewahrt bleibt und das
aktuelle Infektionsgeschehen dies erlaubt.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

Die Fortsetzung des Corona-Stabilitatspakets 2.0 dient der Abmilderung der Belastungen
der Unternehmensbranchen der Gastronomie, Hotellerie und Veranstaltungswirtschaft.
Diese betrifft die Unternehmer*innen gleichermafien, unabhangig von inrem Geschlecht.

Kostentabelle
Der Verzicht auf Sondernutzungsgebuihren fir Tische und Stihle bis zum 31. Mai 2022
entspricht einem Finanzvolumen von ca. 290.000 Euro.



Begrindung

Mit der Drucksache Nr. 2727/2021 ist die Verwaltung beauftragt worden, zu prifen, welche
Maflinahmen aus dem hannoverschen Corona-Stabilitdtspaket 2.0 (DS-Nr. 0078/2021)
angesichts der aktuellen Pandemie-Lage fortgefiihrt und evtl. erganzt (auch im Hinblick auf
das Schausteller*innengewerbe) werden missten. Mit der vorgelegten Drucksache kommt
die Verwaltung diesem Prifauftrag nach.

Die weitere Prifung von MaRnahmen in Sinne der DS Nr. 2727/2021 hat ergeben, dass das
geltende Verbot fir die Aufstellung von Pavillons und Zelten flir gastronomische Zwecke
gem. §7 Abs. 3 S. 7 Sondernutzungssatzung der LHH und die Maximalhéhe von 1,60 m fir
Windschutz gem. § 7 Abs. 3 S. 2 Sondernutzungssatzung der LHH bis zum 31.05.2021
ausgesetzt werden soll (vgl. DS Nr. 2848/2020).

Durch die Fortsetzung dieser MaRnahmen wird die lokale Wirtschaft und insbesondere die
Gastronomieunternehmen gestarkt. Eine besondere Stundungsregelung festzuschreiben,
ist nicht erforderlich, da die ADA 20/34 das gesamte Feld vollinhaltlich abdeckt.

Die Ubrigen Férdermalinahmen der Stabilitatspakets 2.0, dazu gehérte der Verzicht auf
stadtische Nutzungsgebltihren fir Sporthallen, eine Projekt- und Konzeptférderung fir
Kulturschaffende und gemeinwonhlorientierte Kultureinrichtungen sind aktuell nicht
fortzufUhren.

Aus intensiven Gesprachen, die von der Sporthallenverwaltung mit den Vereinen geflihrt
worden sind, ist deutlich geworden, dass die Einfliihrung der 3G/2G Regelung bzw. aktuell
der 2G + Regel flr die Vereine weniger ein finanzielles als ein organisatorisches Problem
darstellt. Aus diesem Grund haben bereits viele Vereine ihren Trainingsbetrieb bis
Weihnachten eingestellt. Den Vereinen werden diese Stornierungen/Absagen der
Trainingszeiten von der Sporthallenverwaltung nicht in Rechnung gestellt, so dass den
Vereinen an dieser Stelle ohnehin keine Kosten entstehen. Nach den Weihnachtsferien
sollte sich das Verfahren um 3G/2G/2G+ soweit eingespielt haben, dass die Durchflihrung
des Trainingsbetriebes fiir die Vereine dann wieder weitestgehend ,normal“ (unter diesen
Umstanden) moéglich sein sollte.

Fir den Kulturbereich wird eine weitere kurzfristige Férderung als ungeeignete Ma3nahme
eingeschatzt. Die Anzahl der Anfragen zu zusatzlichen Férderméglichkeiten ist aktuell sehr
begrenzt. Die Entwicklung der Coronazahlen in Deutschland und auch Hannover haben
nach aktueller Einschatzung zu einer groRen Zurlickhaltung der Kulturschaffenden in Bezug
auf kurzfristig realisierbare Projekte/ Veranstaltungen geflihrt. Die etablierten und
institutionell geférderten Kultureinrichtungen sind grundsatzlich in Bezug auf ein reduziertes
Programm und die Sicherung des Lebensunterhaltes finanziell zumindest flr 2022
abgesichert und Uberwiegend damit beschaftigt, sich einen dauerhaft veranderten Betrieb in
.Nach—Corona -Zeiten“ vorzustellen. Hierbei geht es vor allem darum,
besucher*innenintensive Aktivitaten umzusteuern, z.B. digitaler zu werden im Angebot oder
die Anzahl der Angebote zu erhéhen, aber fir kleinere Besucher*innenzahlen auszulegen.

Dez. Il
Hannover / 22.12.2021



‘ Du RATSFRAKTION
HANNOVER

11. Januar 2022

In den Ausschuss fir Haushalt Finanzen und Rechnungsprifung
In den Ausschuss fiur Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Liegenschaftsangelegenheiten
In den Verwaltungsausschuss

Anderungsantrag gemal § 12 der Geschéaftsordnung des Rates der Landeshauptstadt
Hannover zu Drucks. Nr. 2809/2021 (Verlangerung von Malinahmen
des hannoverschen Corona-Stabilititspakets 2.0)

Antrag zu beschliel3en:
Der Antragstext wird wie folgt erganzt:

3. Kultur
Aus vorhandenen Haushaltsresten werden zudem Projekt- und Konzeptférderungen fiir
Kulturschaffende und gemeinwohlorientierte Kultureinrichtungen bis 31.05.2022 fortgesetzt.

4. Verzicht auf stadtische Nutzungsgebiihren
Die Stadtverwaltung verzichtet gegeniiber den hannoverschen Vereinen ebenfalls bis zum
31.05.2022 auf Nutzungsgebiihren fur Schulsporthallen, stadtische Bader und Sporthallen.

Begrindung:

Die Fortsetzung der Corona-Hilfen fiir die hannoversche Gastronomie ist absolut richtig und
wichtig. Kulturschaffende und Sportvereine sind durch die verscharften Corona-Regelungen
jedoch genauso unverandert stark betroffen.

Kernproblem aller ist, dass Menschen aufgrund der 2G plus-Regelungen oder einer
grundsatzlichen Verunsicherung einen Besuch im Restaurant, im Sportverein oder in einer
Kulturveranstaltung im Zweifel vermeiden. Das ist nachvollziehbar, trifft aber die jeweiligen
Anbieter mit gleicher Wucht. Kulturschaffende ,hielten sich mit Projekten und Darbietungen
ohnehin zuriick' kann kein adaquater Grund zur Beendigung der Hilfen sein. Denn dies tun sie
sicher nicht freiwillig und an kreativen ldeen und Motivation mangelt es sicher ebenfalls nicht.

Sportvereinen brechen die Mitglieder weg, Kultureinrichtungen und Restaurants die Gaste.
Branchen dirfen in der aktuellen Situation nicht gegeneinander ausgespielt werden, sondern
mussen gleichermalRen unterstitzt werden, wenn wir es mit Lebensqualitat in unserer Stadt
weiterhin ernst meinen.

Fraktion der Christlich-Demokratischen Union im Rat der Landeshauptstadt Hannover
Vorsitzender Felix Semper

Osterstraflle 60 Telefon (0511) 168 —4 55 28 E-Mail: cdu@hannover-stadt.de
30159 Hannover  Telefax (0511) 168 —4 50 51  Internet: www.cdu-hannover.de



Auch die vielen Kulturschaffenden, die noch keinerlei stadtische Foérderung erhalten und
einmal mehr durch jedes Raster fallen, dirfen nicht vergessen werden.

Felx

Felix Semper
Vorsitzender

Fraktion der Christlich-Demokratischen Union im Rat der Landeshauptstadt Hannover
Vorsitzender Felix Semper

Osterstraflle 60 Telefon (0511) 168 —4 55 28 E-Mail: cdu@hannover-stadt.de
30159 Hannover  Telefax (0511) 168 —4 50 51  Internet: www.cdu-hannover.de



CDU-Fraktion
( Antrag Nr. 0114/2022 )

Eingereicht am 13.01.2022 um 17:16 Uhr.

gemal § 12 der Geschaftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover

Ausschuss fiir Arbeitsmarkt-, Wirtchafts- und Liegenschaftsangelegenheiten,
Verwaltungsausschuss

Anderungsantrag der CDU-Fraktion gemiR § 12 der Geschiftsordnung des Rates der
Landeshauptstadt Hannover zu Drucks. Nr. 2809/2021 (Verlangerung von MaRnahmen des
hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0)

Antrag
Der Antragstext wird wie folgt gedndert:

die Fortsetzung des hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0 in folgenden
Punkten zu beschlieRen:

I. Verzicht auf Sondernutzungsgebiihren

Die Landeshauptstadt Hannover verzichtet auf Sondernutzungsgebuihren fir Tische und
Stlhle bis zum 31.12. 2022. AulRerdem verzichtet die Landeshauptstadt bei stadtischen
Flachen aulerhalb des offentlichen StralRenraums, die zum Zwecke der AulRengastronomie
vermietet sind, ebenfalls bis zum 31.12 .2022 auf den Mietzins. Die Landeshauptstadt
Hannover verzichtet weiterhin auf die Erhebung sonstiger Gebiihren, die fiir
gastronomische Betriebe erhoben werden.

Il. Gestattung des Aufstellens von Zelten, Pavillons und sonstiger verkehrs- sowie
standsicherer Uberdachungen fiir die AuBengastronomie, sofern die 6ffentliche
Verkehrssicherheit gewahrt bleibt und das aktuelle Infektionsgeschehen dies erlaubt.
Die LHH lasst das Aufstellen von Zelten, Pavillons und sonstigen verkehrs- sowie
standsichere Uberdachungen fiir die Auengastronomie in der Landeshauptstadt bis zum
31.12 .2022 zu, sofern die 6ffentliche Verkehrssicherheit gewahrt bleibt und das aktuelle
Infektionsgeschehen dies erlaubt.

Bericksichtigung von Gender-Aspekten

Die Fortsetzung des Corona-Stabilitatspakets 2.0 dient der Abmilderung der Belastungen
der Unternehmensbranchen der Gastronomie, Hotellerie und Veranstaltungswirtschaft.
Diese betrifft die Unternehmer*innen gleichermalien, unabhangig von ihnrem Geschlecht.

Kostentabelle

Der Verzicht auf Sondernutzungsgebihren fiir Tische und Stihle bis zum 31.72. 2022
entspricht einem Finanzvolumen von ca._540.000 Euro.



Begrindung

In Anbetracht der andauernden Pandemie ist die Fortsetzung der Corona-Hilfen fir die
hannoversche Gastronomie absolut richtig und wichtig. Da zur Zeit aber nicht absehbar ist,
wie sich das pandemische Geschehen weiter entwickeln wird, muss den Unternehmern eine
sichere Perspektive zur wirtschaftlichen Erholung geboten werden.

Hannover/ 14.01.2022



‘ Du RATSFRAKTION
HANNOVER

13. Januar 2022

In den Ausschuss fir Arbeitsmarkt-, Wirtschafts- und Liegenschaftsangelegenheiten
In den Verwaltungsausschuss

Anderungsantrag gemal 8§ 12 der Geschaftsordnung des Rates der Landeshauptstadt
Hannover zu Drucks. Nr. 2809/2021 (Verlangerung von MalRnahmen
des hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0)

Antrag zu beschlief3en:
Der Antragstext wird wie folgt geéndert:

die Fortsetzung des hannoverschen Corona-Stabilitatspakets 2.0 in folgenden
Punkten zu beschlieRen:

l. Verzicht auf Sondernutzungsgebthren
Die Landeshauptstadt Hannover verzichtet auf Sondernutzungsgebihren fir Tische und
Stihle bis zum 31.12.2022. AuRerdem verzichtet die Landeshauptstadt bei stadtischen
Flachen auRRerhalb des 6ffentlichen StraRenraums, die zum Zwecke der
AulRengastronomie vermietet sind, ebenfalls bis zum 31.12.2022 auf den Mietzins. Die
Landeshauptstadt Hannover verzichtet weiterhin auf die Erhebung sonstiger
Gebiihren, die fir gastronomische Betriebe erhoben werden.

Il. Gestattung des Aufstellens von Zelten, Pavillons und sonstiger verkehrs- sowie
standsicherer Uberdachungen fiir die AuRengastronomie, sofern die 6ffentliche
Verkehrssicherheit gewahrt bleibt und das aktuelle Infektionsgeschehen dies
erlaubt.

Die LHH lasst das Aufstellen von Zelten, Pavillons und sonstigen verkehrs- sowie
standsichere Uberdachungen fiir die AuBengastronomie in der Landeshauptstadt bis zum
31.12.2022 zu, sofern die 6ffentliche Verkehrssicherheit gewahrt bleibt und das aktuelle
Infektionsgeschehen dies erlaubt.

Beriicksichtigung von Gender-Aspekten

Die Fortsetzung des Corona-Stabilitatspakets 2.0 dient der Abmilderung der Belastungen der
Unternehmensbranchen der Gastronomie, Hotellerie und Veranstaltungswirtschaft. Diese
betrifft die Unternehmer*innen gleichermafen, unabh&ngig von ihrem Geschlecht.

Fraktion der Christlich-Demokratischen Union im Rat der Landeshauptstadt Hannover
Vorsitzender Felix Semper

Osterstraflle 60 Telefon (0511) 168 —4 55 28 E-Mail: cdu@hannover-stadt.de
30159 Hannover  Telefax (0511) 168 —4 50 51  Internet: www.cdu-hannover.de



Kostentabelle
Der Verzicht auf Sondernutzungsgebtihren fir Tische und Stihle bis zum 31.12. 2022
entspricht einem Finanzvolumen von ca. 540.000 Euro.

Begrindung:

In Anbetracht der andauernden Pandemie ist die Fortsetzung der Corona-Hilfen fur die
hannoversche Gastronomie absolut richtig und wichtig. Da zur Zeit aber nicht absehbar ist,
wie sich das pandemische Geschehen weiter entwickeln wird, muss den Unternehmern eine
sichere Perspektive zur wirtschaftlichen Erholung geboten werden.

Felx

Felix Semper
Vorsitzender

Fraktion der Christlich-Demokratischen Union im Rat der Landeshauptstadt Hannover
Vorsitzender Felix Semper

Osterstraflle 60 Telefon (0511) 168 —4 55 28 E-Mail: cdu@hannover-stadt.de
30159 Hannover  Telefax (0511) 168 —4 50 51  Internet: www.cdu-hannover.de



	Sitzung AAWL am 14.01.2022
	Einladung
	AAWL 20220114 Anlage1

	Protokoll
	TOP 4. Verlängerung von Maßnahmen des hannoverschen Corona-Stabilitätspakets 2.0 (Drucks. Nr. 2809/2021)
	TOP 4.1. Änderungsantrag zu Drucks. Nr. 2809/2021 (Verlängerung von Maßnahmen des hannoverschen Corona-Stabilitätspakets 2.0) (Drucks. Nr. 0080/2022)
	TOP 4.2. Änderungsantrag der CDU-Fraktion gemäß § 12 der Geschäftsordnung des Rates der Landeshauptstadt Hannover zu Drucks. Nr. 2809/2021 (Verlängerung von Maßnahmen des hannoverschen Corona-Stabilitätspakets 2.0) (Drucks. Nr. 0114/2022)
	0114-2022 Anlage1



